
 

Antrag  

der Fraktion DIE LINKE 

betreffend keine Abschiebeknäste in Hessen - in Aufnahmestrukturen investieren, 

nicht in die Abschiebelogistik! 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n   : 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, keine Abschiebegefängnisse in Hessen einzurich-
ten und sich auf Bundesebene für die Abschaffung von Abschiebehaft und Abschiebegewahrsam 
einzusetzen. 
 
 
Begründung: 

Die Landesregierung plant offenbar die Einrichtung einer hessischen Abschiebehaftanstalt, wozu 
die bisherige Justizvollzugsanstalt in Limburg genutzt werden soll. Laut Bericht der Frankfurter 
Rundschau vom 26.06.2017 plant die schwarz-grüne Landesregierung zudem, am Frankfurter 
Flughafen eine gesicherte Unterkunft für den "Ausreisegewahrsam" einzurichten, womit Sam-
melabschiebungen etwa nach Afghanistan erleichtert werden sollen. 
 
Abschiebehaft und Abschiebegewahrsam sind grundsätzlich unverhältnismäßige Maßnahmen. 
Hessen sollte daher in menschenwürdige Aufnahmestrukturen investieren und nicht noch mehr 
Geld in eine rücksichtslose Abschiebelogistik stecken. 
 
 
Wiesbaden, 30. Juni 2017 

Der Parlamentarische Geschäftsführer: 
Schaus 
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